
Nummer 9-TW | Donnerstag, 5. Mai 2011Tirol2

Integration Behinderter ist
Chance für beide Seiten

Mehr als drei Viertel aller Be-
triebe erfüllen nicht die Pflicht,
Menschen mit Behinderung ein-
zustellen. Laut Gesetz sind Un-
ternehmer dazu verpflichtet, pro
25Mitarbeiter einen behinderten
Arbeitnehmer einzustellen. Ti-
rol schneidet diesbezüglich bei
einem Bundesländervergleich
auf den ersten Blick schlecht ab,
ist sogar Schlusslicht. Das geht
aus einer Anfragebeantwortung
des Bundesministeriums für Ar-
beit, Soziales und Konsumen-
tenschutz vom Februar dieses
Jahres hervor. Demnach müss-
ten tirolweit 702 Menschen mit
Behinderung eingestellt werden,
nur 349 sind es tatsächlich.
Richtet man in einem zwei-

ten Blick das Augenmerk auf
die Betriebsgrößenstruktur in
Tirol, so werden diese Zahlen
in ein ganz anderes Licht ge-
rückt. Denn 96,2 Prozent aller
rund 37.000 Betriebe in Tirol
haben weniger als 25 Mitarbei-
ter, fallen also gar nicht in diese
Regelung.
Mit Beginn dieses Jahres tra-

ten im Rahmen des sogenann-
ten Budgetbegleitgesetzes 2011
unter anderem auch für Perso-
nen mit Behinderungen einige
Änderungen in Kraft. Der bis-
her geltende besondere Kündi-
gungsschutz wurde für Dienst-
verhältnisse, die seit dem 1.
Jänner 2011 neu begründet wur-
den bzw. werden, für einen Zeit-
raum von vier Jahren ausgesetzt.
Für die Praxis hat das weitrei-
chende Konsequenzen. Konkret
bedeutet das, dass innerhalb der
ersten vier Jahre (statt bisher
sechs Monate) eines neube-
gründeten Dienstverhältnisses
mit einem Behinderten für eine
Kündigung die Zustimmung des

Behindertenausschusses nicht
mehr notwendig ist. Für Behin-
derte, deren Dienstverhältnis
vor dem 1. Jänner 2011 begrün-
det wurde, bleibt der besondere
Kündigungsschutz aber unver-
ändert.
Quasi als Ausgleich für die

Lockerung des besonderen Kün-
digungsschutzes hat der Gesetz-
geber aber eine empfindliche
Anhebung der Ausgleichstaxe
vorgenommen. Die Erhöhung
trifft vor allem Betriebe mit
mehr als 100 Dienstnehmern.
Für Betriebe ab 25 Dienstneh-
mern beträgt diese für jeden ein-
zustellenden begünstigten Be-
hinderten 226 Euro pro Monat,
für Betriebe ab 100 Dienstneh-
mern 316 Euro und für Betrie-
be ab 400 Dienstnehmern macht
dieAusgleichstaxe 336 Euro pro
fehlendem Behinderten aus.
Die bisherigen steuerlichen

Vorteile bei den Lohnneben-
kosten bei behinderten Dienst-
nehmern bleiben unverändert.
Die Befreiung gilt weiterhin
für Kommunalsteuer (3,0 Pro-
zent), Dienstgeberbeitrag (4,5
Prozent) sowie Zuschlag zum
Dienstgeberbeitrag (rd. 0,4 Pro-
zent). In Summe beläuft sich die
Ersparnis auf rund 7,9 Prozent
des Bruttogehalts.
Die Tiroler Firma „innovia“

mit Sitz in Innsbruck ist im Rah-
men des Projektes „Job-Fit“ un-
ter anderem auch auf dieses The-
ma spezialisiert. „In Bezug auf
die Einstellung von Menschen
mit Behinderung tauchen bei
Unternehmern viele Fragen auf.
,Job-Fit‘ bietet gratis Informati-
on, Beratung und Schulung zum
Thema Beschäftigung von Ar-
beitnehmern mit Lernschwierig-
keiten und Behinderung“, betont

Vera Sokol von „innovia“. Fra-
gen wie „Wie komme ich über-
haupt zu einem Mitarbeiter mit
Behinderung?“ oder „Was muss
bzw. kann ich mir von einem
Mitarbeiter mit Behinderung er-
warten?“, stehen im Mittelpunkt.
„Durch maßgeschneiderte Infor-
mation und Unterstützung wollen
wir Betrieben erleichtern, sowohl
einen wirtschaftlichen als auch
sozialen Mehrwert zu erzielen.
Das Projekt „Job-Fit“ wird vom
Bundessozialamt mit Mitteln der
Beschäftigungsoffensive finan-
ziert und ist sowohl für Betriebe

als auchArbeitssuchende mit Be-
hinderung kostenlos.
Ebenfalls diesem Thema wid-

met sich das Aufbauwerk der
Jugend in Innsbruck. Das Auf-
bauwerk ist ein Verein für so-
ziale Jugendarbeit und besteht
seit mehr als 50 Jahren. „Unse-
re Kernaufgabe liegt in der Be-
rufsvorbereitung für Menschen
mit besonderem Förderbedarf
mit dem Ziel der beruflichen
und sozialen Integration“, be-
tont Gechäftsführer Johann Aig-
ner. Tirolweit werden mehr als
350 Menschen mit besonderem

Förderungsbedarf in sechs Ein-
richtungen und einem ambulan-
ten Projekt auf dem Weg in die
berufliche Integration begleitet.
„Wir arbeiten mit rund 220 Tiro-
ler Betrieben zusammen. Allein
im Vorjahr haben wir 160 Prak-
tikanten vermittelt, die von uns
betreut und begleitet werden und
die nach Abschluss immer wie-
der erfolgreich in Arbeitsstellen
münden. Wir haben mit den Ti-
roler Betrieben sehr gute Erfah-
rungen gemacht“, so Aigner.
Info: www.innovia.at bzw.

www.aufbauwerk.com

Unternehmen müssen laut Bundesgesetz je 25 Mitarbeiter einen Behinderten beschäftigen. Passiert das nicht, ist
eine Ausgleichstaxe zu zahlen. Diese macht seit heuer bis zu 336 Euro pro Monat aus. Im Gegenzug wurde der

besondere Kündigungsschutz gelockert. In Tirol gibt es gute Erfahrungen bei der Beschäftigung von Behinderten.

Unsicherheit herrscht oft vor, wenn es um Arbeitnehmer mit Behinderung geht. Begegnet man dieses Thema
allerdings offen an, kann dies großen sozialen wie auch wirtschlichen Mehrwert mit sich bringen. Foto: fotolia.com

Die ÖBB-Politik auf Kosten der Wirt-
schaft sorgt für Unmut. Foto: BA Waldhäusl

ÖBB zwingt
Güter auf
die Straße

Keinerlei Freude mit den ange-
kündigten Sparmaßnahmen sei-
tens der ÖBB hat der Sprecher
der Tiroler Verkehrswirtschaft,
Gottfried Strobl: „Für Tirol hat
dies natürlich enorme Auswir-
kungen auf die gesamte Wirt-
schaft. Der einzige Tiroler Ter-
minal in Hall wird nur mehr drei
Mal pro Woche angefahren und
das zu deutlich höheren Prei-
sen.“ Auch die Bereitstellungs-
zeiten der Waggons würden
nicht den Erfordernissen der
Wirtschaft entsprechen, sodass
es nicht verwunderlich ist, dass
immer mehr Unternehmen ihre
Güter auf die Straße rückver-
lagern. „Man muss sich einmal
vorstellen, wie Unternehmen
nun Aufträgen nachkommen
sollen, die eine tägliche Liefe-
rung umfassen. Wir können ja
nicht einfach sagen, dass wir ab
sofort nur mehr alle zwei Tage
liefern. So funktioniert das in
der Praxis nicht“, so Strobl.
Strobl ist über die Unterneh-

menspolitik der ÖBB verwun-
dert und betont abschließend:
„Während die Politik eine Ver-
lagerungsgarantie von der EU
fordert, verlagert unsere eigene
Staatsbahn die Transporte von
der Schiene auf die Straße.“

Viele Aha-Erlebnisse beim Tirol-Tag

Die so genannten „Bundeslän-
dertage“ der Wirtschaftskam-
mer Österreich (WKÖ) führen
WKÖ-Vizepräsidentin Martha
Schultz durch ganz Österreich.
Zum gestrigenAuftakt der Tour,
für den Schultz ihr Heimatbun-
desland Tirol wählte, stattete
die Stellvertreterin von Chris-
toph Leitl unter anderem der
Tiroler Recycling GmbH & Co.
KG in Pfaffenhofen einen Be-
such ab. Bei der Besichtigung
der hochmodernen Kunststoff-
Sortieranlage (in diese Anlage
wurden neun Milliarden Euro
investiert, die TW berichtete)
ließ sich die WKÖ-Vizepräsi-
dentin gemeinsam mit „Frau
in der Wirtschaft“-Mitgliedern
aus ganz Tirol von den Ge-
schäftsführern Barbara Zitter-
bart und Harald Höpperger in
die Welt des Recyclings ent-
führen. Schultz zeigte sich von
der computergesteuerten High-
Tech-Anlage und davon, wie
aus gebrauchten PET-Flaschen
wertvolle Rohstoffe zur Wie-
derverwertung werden, begeis-
tert. „Mit einer herkömmlichen

Abfallsortierung hat die Anlage
nichts mehr zu tun. Sie bietet
klimatisierte Arbeitsplätze und
die händische Sortierung erfolgt
erst ganz zum Schluss, wenn be-
reits 98 Prozent der Kunststoffe
aussortiert sind“, erklären Zit-
terbart und Höpperger.

Bereits im Vorfeld der Be-
triebsbesichtigung besuchte die
WKÖ-Vizepräsidentin die Tiro-
ler Fachberufsschule für Handel
und Büro in Innsbruck. Sie war
dabeiAugen- bzw. Ohrenzeugin
eines Verkaufsgesprächswettbe-
werbes ebenso wie einer Labor-
Übung von Drogerielehrlingen.
„Wenn man sich diese Burschen
und Mädchen ansieht, braucht
man sich keine Sorgen um die
Zukunft der Wirtschaft zu ma-

chen“, freute sich Schultz über
das Engagement der Jugendli-
chen. Im Rahmen dieses Besu-
ches signalisierte sie dem für das
Berufsschulwesen zuständigen
Landesschulinspektor Roland
Teissl die volle Unterstützung
seitens der Wirtschaftskammer.
Schultz: „Wichtig ist, dass wir
die Chancen der Lehre aufzei-
gen. Dass die Möglichkeiten
von Modellen wie ‚Lehre und
Matura‘ in die Köpfe der Ju-

gendlichen und Eltern hinein
gehen und dass die Jugendli-
chen nicht nur in einerAHS ihre
Zukunft sehen.“
Bei einem weiteren Tref-

fen mit der Geschäftsführerin
der Innsbrucker Werbeagentur
„Weiberwirtschaft“, Heidi Sut-
terlüty-Kathan, überzeugte sich
WKÖ-Vizepräsidentin Martha
Schultz außerdem von den kre-
ativen Arbeiten dieses Tiroler
Unternehmens.

WKÖ-Vizepräsidentin Schultz sammelt bei
ihrer Bundesländertour in Tirol viele Ein-

drücke von Lehrlingen und Unternehmern.

WKÖ-Vizepräsidentin Martha Schultz, Harald Höpperger, Barbara Zitter-
bart und Tiroler WK-Vizepräsidentin Brigitte Stampfer (r.) in Pfaffenhofen.

Martha Schultz im Gespräch mit Drogistin-Lehrlingen in der Fachberufs-
schule in Innsbruck, die kurz vor der Abschlussprüfung stehen. Fotos: WK Tirol

Ein Antrag
für Bund
und Land
Für Förderanträge an
Bund und Land bezüg-
lich Energiesparmaß-

nahmen braucht es nur
mehr einen Antrag.

Um Tirols Unternehmen zu
motivieren und zu unterstüt-
zen, Energie zu sparen und auf
erneuerbare Energieträger zu
setzen, gibt es im Rahmen des
Tiroler Wirtschaftsförderungs-
programms die Förderung von
Energiesparmaßnahmen. Sie
kann bei Investitionen in So-
laranlagen, Wärmepumpen,
Wärmerückgewinnungsanlagen
oder in thermische Gebäudesa-
nierungen in Anspruch genom-
men werden, wobei es auch
vom Bund über die „Umwelt-
förderung im Inland“ finanzielle
Unterstützung gibt. „Im Regel-
fall reichen Tirols Unternehmer
für beide Förderungen ein. Bis-
her musste man zwei Ansuchen
stellen. Künftig ist nur mehr
ein Antrag nötig“, erklärt Wirt-
schaftslandesrätin Patrizia Zol-
ler-Frischauf. Info: www.tirol.
gv.at/wirtschaftsfoerderung


